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Umsetzung der Inklusion an Dormagener Schulen 
Antrag der SPD-Fraktion vom 14.05.2012 
 
Beratungsfolge Zuständigkeit Sitzungstermin 

Schulausschuss Beschlussfassung 21.06.2012 
Jugendhilfeausschuss - Aus-
schuss für soziale Angele-
genheiten 

Kenntnisnahme  

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Ausführungen der Verwaltung werden zur Kenntnis genommen. 
 
Begründung: 
 
 
Mit Schreiben vom 14.05.2012 stellt die SPD, gekleidet in den als Anlage beigefügten 
Antrag, folgende Fragen.  
 
  
Gibt es ein Konzept zur Umsetzung des Rechtsanspruchs der Eltern auf inklusive 
Bildung? 
 
Bei der Stadt Dormagen gibt es kein übergreifendes Konzept zur Umsetzung des 
Rechtsanspruchs der behinderten Kinder auf inklusive Bildung. 
Dies liegt zum einen daran, dass Städte, Gemeinden und Landkreise auf das vom Land 
NRW vorzulegende Gesetz zur Umsetzung des Rechtsanspruchs warten, zum anderen 
aber auch daran, dass bisher nur in Einzelfällen der Anspruch auf inklusive Bildung gel-
tend gemacht wurde. Bisher konnte der Bitte der Eltern auf inklusive Bildung der Kinder 
i.d.R. in allen Fällen – sowohl zielgleich als auch zieldifferent (z.B. in integrativen Lern-
gruppen)  – nachgekommen werden. 
Das Ministerium hat allerdings angekündigt, bis zum Jahresende ein entsprechendes 
Gesetz vorzulegen, um Anforderungen und Zuständigkeiten zu klären und den Schulträ-
gern die Möglichkeit zur konzeptionellen Bearbeitung des Themas zu geben. 
Davon unabhängig beschäftigt sich die Lenkungsgruppe des Netzwerkes für Familien  
(NeFF) bereits seit längerem mit dem Thema Inklusion – und zwar fachübergreifend. 
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Hierzu wird es im Herbst dieses Jahres einen Workshop geben, der die in den Prozess 
involvierten Fachkräfte für das Thema weiter sensibilisiert und fortbildet. 
 
Die Erstellung eines Inklusionskonzeptes für den Bereich Schule (und Jugendhilfe) ist ein 
umfangreicher Prozess, der die Beteiligung vieler gesellschaftlicher Gruppen voraus-
setzt. Dabei sollten die einzelnen Festlegungen an den Bedürfnissen aller Beteiligten 
orientiert sein. Im Mittelpunkt steht dabei jeweils der individuelle Bedarf des einzelnen 
Schülers/der einzelnen Schülerin - neben der grundsätzlichen Schaffung von Barriere-
freiheit.  
 
Besteht für alle Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen bzw. mit sonderpä-
dagogischem Förderbedarf die Möglichkeit, eine Schulform ihrer Wahl im Stadtge-
biet zu besuchen? 
 
Wie oben bereits erläutert, konnte der Schulträger bisher i.d.R. jedem Antrag auf inklusi-
ve Bildung in einer Regelschule nachkommen. Grundsätzlich gilt, dass in jedem Einzelfall 
der Bedarf des Kindes ermittelt werden muss.  
 
 
Welche baulichen, sächlichen und ggf. personellen (Schulbegleiter, Fahrdienst) 
Maßnahmen sind an den Dormagener Schulen notwendig? 
 
Die Ausstattung der Schulen mit Maßnahmen, die die inklusive Bildung ermöglichen, ist 
vielfältig und naturgemäß vom Bedarf des jeweiligen Schülers bzw. der jeweiligen Schü-
lerin abhängig. 
 
Maßnahmen, die in den letzten Jahren durch den Schulträger durchgeführt wurden,  wa-
ren z. B. der Bau eines behindertengerechten Zugangs zu einer Schule oder eines Auf-
zuges, die Anschaffung eines Wickeltisches, eines Toilettensitzes, die Beschäftigung von 
Zivildienstleistenden (auch Freiwilliges soziales Jahr und  Bundesfreiwilligendienst), die 
Anschaffung besonderer Lehr- und Lernmittel, die Beschäftigung von Honorarkräften zur 
Schulbegleitung, der Umbau eines Klassenraumes mit schallschluckenden Wandelemen-
ten, usw. 
 
Fast genau so vielfältig wie die Maßnahmen sind auch die Zuständigkeiten im Bereich 
der Förderung behinderter Kinder.  
Grundsätzlich gilt, dass die Schulträger gemäß § 79 SchulG verpflichtet sind, die für ei-
nen ordnungsgemäßen Unterricht erforderlichen Schulanlagen, Gebäude, Einrichtungen 
und Lehrmittel bereitzustellen und zu unterhalten, sowie das für die Schulverwaltung 
notwendige Personal und eine am allgemeinen Stand der Technik und Informationstech-
nologie orientierte Sachausstattung zur Verfügung zu stellen. 
 
Schulkosten sind gemäß § 92 Abs. 1 SchulG die Personalkosten und die Sachkosten. 
Kosten für die individuelle Betreuung und Begleitung einer Schülerin oder eines Schü-
lers, durch die die Teilnahme am Unterricht in der allgemeinen Schule, der Förderschule 
oder der Schule für Kranke erst möglich wird, gehören nicht zu den Sachkosten. 
 
Die o. a. Regelung bezieht sich vorrangig auf sog. "Integrationshelfer". Die Gesetzesre-
gelung erstreckt sich auf drei der vier Formen sonderpädagogischer Förderung (vgl. § 20 
Abs. 1 SchlG): 
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• den gemeinsamen Unterricht und die integrative Lerngruppe der allgemeinen Schule, 
• die Förderschule sowie 
• die Schule für Kranke. 
 
Die Regelung legt fest, dass die Kosten für Integrationshelfer nicht zu den Schulkosten 
gehören und folglich nicht von Land oder Schulträgern zu tragen sind. Kostenverpflichte-
te sind vielmehr in der Regel die Sozialhilfeträger im Rahmen der Eingliederungshilfe 
gemäß § 35a SGB VIII. 
Hier taucht ein weiteres Problem auf. Behinderte Kinder die am Morgen während der 
Schulzeit von einem Integrationshelfer betreut werden und danach die Offenen Ganz-
tagsschule besuchen, haben über den Vormittag hinaus keinen Anspruch auf einen von 
der Eingliederungshilfe bezahlten Integrationshelfer. Hier ist die Stadt Dormagen bereits 
tätig geworden und hat an der Friedensschule zwei Stellen für Zivildienstleistende einge-
richtet (mittlerweile Stellen für den Bundesfreiwilligendienst). 
 
Vor dem Hintergrund des Wandels von Schule sowie veränderter Anforderungen an die 
Schulen im Hinblick auf individuelle Förderung, sozialpädagogische Unterstützung oder 
Ganztagsbetrieb steht eine grundlegende Neuregelung der Schulfinanzierung, insbe-
sondere im Hinblick auf die Personalkosten, weiterhin aus. 
Die Regelung dieser teilweise offenen, teilweise unklaren Zuständigkeitsfragen ist daher 
zwingende Voraussetzung für die Erstellung eines strukturierten Konzeptes, das zum Ziel 
haben muss, allen Beteiligten (das behinderte Kinder, dessen Eltern, die Lehrkräfte und 
die sonstigen Fachkräfte, die nicht-behinderten Kinder, den Schulträger, …) gerecht zu 
werden. 
 
Wie hoch schätzt die Verwaltung den Finanzbedarf für erste Maßnahmen und wel-
che Fördermittel können ggf. genutzt werden? 
 
Wie oben bereits ausgeführt, ist der Finanzbedarf abhängig vom Förderbedarf des jewei-
ligen Schülers. Für besondere Lehr- und Lernmittel ist naturgemäß mit viel geringeren 
Kosten zu rechnen als bei notwendig werdenden Umbaumaßnahmen. 
 
Den Regelschulen, die in den vergangenen Jahren behinderte Kinder aufgenommen ha-
ben, wurden Haushaltsmittel des Schulträgers für besondere Aufwendungen im Zusam-
menhang mit der integrativen Beschulung zur Verfügung gestellt. 
 
Haushaltsjahr 2005 - Haushaltsansatz: 5.000 € 
Haushaltsjahr 2006 - Haushaltsansatz: 5.000 € 
Haushaltsjahr 2007 - Haushaltsansatz: 5.000 € 
Haushaltsjahr 2008 - Haushaltsansatz: 4.000 € 
Haushaltsjahr 2009 - Haushaltsansatz: 6.000 € 
Haushaltsjahr 2010 - Haushaltsansatz: 6.000 € 
Haushaltsjahr 2011 - Haushaltsansatz: 6.000 € 
Haushaltsjahr 2012 - Haushaltsansatz: 9.000 € 
Haushaltsjahr 2013 - Haushaltsansatz: 9.500 € (kalkuliert) 
 
Von diesen Mitteln wurden u. a. Lern- und Lehrmittel, spezielles Schulmobiliar, Arbeits-
platzleuchten, Computersoftware, usw. beschafft.  
 
Darüber hinaus wurden für zahlreiche behinderte Schülerinnen und Schüler an Dorma-
gener Regelschulen in den vergangenen Jahrzehnten Hilfsmittel im Rahmen der Auslei-



Seite 4 von 4

 
he vom Landschaftsverband Rheinland zur Verfügung gestellt (z. B. Laptops, FN-
Anlagen).  
 
Außerdem wurde bereits einzelfallbezogen eine Reihe von baulichen Maßnahmen (Akus-
tikdecken, u.a.) durchgeführt. Die Stadt Dormagen beschäftigt derzeit 14 Personen (z. B. 
Honorarkräfte, Personen im freiwilligen sozialen Jahr, Personen im Bundesfreiwilligen-
dienst) als Schulbegleiter.  
Weitere Kosten entstehen bei anderen Trägern (LVR, Land NRW für die Lehrerstellenan-
teile, usw.) 
 
Der Landschaftsverband Rheinland hat die Unterstützung der behinderten Kinder  bisher 
über unterschiedliche Programme finanziert. Mittlerweile wurden diese in der so genann-
ten Inklusionspauschale zusammengefasst.  
 
Für die Inklusionspauschale gelten folgende Regelungen: 
 
- Umfasst die Förderung ausschließlich sächliche Ausstattung, wird diese durch den 

LVR finanziert. Der LVR beschafft die Ausstattung in Absprache mit dem Schulträger 
der allgemeinen Schule. Mit Ablauf der Abschreibungsfrist geht die Ausstattung in 
den Besitz der allgemeinen Schule über. 

 
- Technische Hilfsmittel, die einen weitergehenden Ausgleich der behinderungsbeding-

ten Beeinträchtigungen ermöglichen, können gefördert werden. 
 
- Personalkosten für Therapie und Pflege werden nach dem derzeitigen LVR-Standard 

an den zuständigen Schulträger überwiesen. Der Schulträger stellt die ordnungsge-
mäße, erforderliche Therapie und Pflege der Schülerinnen und Schüler sicher. 

 
- Darüber hinaus gehende Kosten für notwendige Maßnahmen, wie Schülerspezialver-

kehr, Umbaumaßnahmen usw., werden nach Vorlage der entsprechenden Nachweise 
an den zuständigen Schulträger der allgemeinen Schule überwiesen. Dies allerdings 
nur dann, wenn der Schulträger bescheinigt, dass er nicht selbst für diese Kosten 
aufkommen kann. 

 
Wie hoch die tatsächlichen Kosten in den nächsten Jahren sein werden, wie viele Eltern 
tatsächlich die inklusive Beschulung für ihr Kind fordern, ist schwer voraus zu sagen. 
Dass es mehr werden als bisher und dass dementsprechend die Kosten steigen werden, 
ist allerdings wahrscheinlich.  
 
 
Im Auftrag 
 
 
 
 
Gaspers 
Dezernentin 
 
 
 
Anlage: Antrag der SPD-Fraktion vom 14.05.2012 


